
Für das Nachschlagewerk! 
Für d ie  Fachp resse !
Für  d ie  am t l iche  Sammlung!

11. Aus. I960 l ü -
Ja
Ja
Nein

Gesetz*; Gesetz über  d ie  e r w e i t e r t e  Zulassung von 
Schadenersa tzansp rüchen  b e i  D ie n s t“ und 
A r b e i t s u n f ä l l e n  vom 7» Dezember 1943;
RVO § 898»

L e i t s a t z ;

Der Arbe itnehmer,  d e r  a l s  Teilnehmer,  am 
a l lg em e in en  Verkehr vor dem Hause s e in e s  
A rb e i tg e b e r s  i n f o l g e  G l a t t e i s e s  s t ü r z t ,  
kann von seinem A rb e i tg e b e r ,  f a l l s  d i e s e r  
s e in e  ’öS t ’r&upf l i c h t  s c h u ld h a f t  v e r l e t z t  
h a t ,  S ch ad en e rsa tz  fordern»

Aktenzeichens 2 AZR,591/59 
U r t e i l  des BAG vom 11» August I960 LAG N iedersachsen
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2 A ZR 591/59
3 Sa 286/59 Niedersachs

Verkündet 
am 11.- August I960

M  Manien des Volkes!
gez- Hoffmann, 
Angestellter 
als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle Urteil

M r i j
*ß

In Sachen

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 11» August I960 durch den 
Senatspräsidenten Br» Müller, die Bundesrichter Schilgen 
und Br» Meier-Scherling sowie die Bundesarbeitsrichter 
Br, Siebrecht und Hense für Recht erkannt;

Auf die Revision der Klägerin wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Nieder­
sachsen, IIIo Kammer, vom 16» Novem­
ber 1959 - 3 Sa 286/59 - aufgehoben»
Bie Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten 
der Revision, an das Landesarbeitsgericht 
z urückve rwi e s en»

w e g e n  1

-  2 -

V o n R e c h t s
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Tatbestand:

Als die Klägerin, Büroangestellte der Beklagten, am 
3c Dezember 1957, morgens zu ihrer -Arbeit ging, kam sie 
etwa gegen 7» 15 Uhr unmittelbar vor dem Rathauseingang zu 
Falle. Es herrschte Glatteis und es war nicht gestreut.

Die Klägerin war auf den linken Ellenbogen gefallen 
und hatte sich diesen gebrochen» Der Unfall ist als Ar­
beitsanfall anerkannt; die Krankenhauskosten sind von der 
Berufsgenossenschaft getragen worden« Die Klägerin ver­
langt von der Beklagten Ersatz des von der Berufsgenossen­
schaft nicht getragenen Schadens und zwar 1»500 DM Schmer­
zensgeld, 3 DM als' Ersatz für ein Paar zerrissene Strümpfe 
und 30 DM als Ersatz für gewisse Aufwendungen ihrer El­
tern, sowie die Feststellung, daß die Beklagte verpflich­
tet sei, allen weiteren Unfallschaden zu ersetzen, so­
weit or nicht von den Sozialversicherungsträgern über­
nommen wird« Bei dem Schmerzensgeld sei, so führt die Klä­
gerin aus, zu berücksichtigen, daß nach ärztlichem Gut­
achten die Möglichkeit einer späteren Arthrose des Ellen­
bogengelenks bestehe; auch seien durch den Unfall ihre 
Heiratsaussichten gemindert« Die Klägerin stützt sich da­
bei auf das Gesetz über die erweiterte Zulassung von Scha­
denersatzansprüchen bei Dienst- und -Arbeitsunf ällen vom 
7„ Dezember 1943 (RGBl« I S» 674, im folgenden kurz Er­
weiterungsgesetz genannt) und trägt vor, daß sie den Un­
fall bei Teilnahme am allgemeinen Verkehr erlitten habe» 
Das bestreitet die Beklagte, die der Meinung ist, daß 
der Rathausvorplatz dem öffentlichen Verkehr nur in den 
Zeiten diene, in denen das Rathaus für den Publikumsver­
kehr geöffnet ist. Das sei aber nur von 8 Uhr morgens 
bis 17 Uhr abends der Fall» Die Beklagte beruft sich 
ferner auf eine Verordnung der Stadt 3 K , v o m  
-] 5,, Februar 1952, durch die die Streupflicht auf die 
Zeit von 8 Uhr morgens bis 19 Uhr abends festgelegt ist 
(§ 5 Abs. 2 der Verordnung vom 15. Februar 1952 - Amts­
blatt des Niedersächsischen Verwaltungsbezirks Braun­
schweig, Sc 76)o
-  3 -
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Das Landgericht ^raunschweig hat die bei ihm erho­
bene Klage zuständigkeitshalber an das Arbeitsgericht 
Braunschweig verwiesene Dieses hat die Klage als unbe­
gründet abgewiesen» Das Landesarbeitsgericht hat die Be­
rufung der Klägerin zurückgewiesen,, Mit der zugelassenen 
Revision verfolgt die Klägerin ihren Klageantrag weitere

Entscheidungsgründe;

Die Revision ist begründet» Sie führt zur Zurück­
verweisung der Sache an das Berufungsgericht.
I» Da der Unfall der Klägerin ein Arbeitsunfall im Sinne 
des § 543 RVO war und auch als solcher von der Berufsge­
nossenschaft anerkannt worden ist, ist grundsätzlich die 
Haftung der Beklagten für weitere von der Berufsgenossen­
schaft nicht ersetzte Schäden durch § 898 RVO ausgeschlos­
sen., Der Haftungsausschluß bezieht sich nicht nur auf den 
Ersatz ues erlittenen Vermögensschadens., sondern auch auf 
den Schmerzensgeldanspruch (BAG 3.?,'Mi03..#DÄP--Nr« 3  zu § 1i 
GesSchadErsAnspr» Dienst- u„ArbUnfall; BGHZ 3? 298 
/3 02/30 3/)'

Jedoch entfällt der in § 898 RVO normierte Haftungs­
ausschluß nach § 1 Abs, 2 des Erweiterungsgesetzes dann, 
wenn der ArbeitsUnfall bei der Teilnahme am allgemeinen 
verkehr eingetreten ist» Das Landosarbeitsgericht hat die 
Voraussetzungen dieser Bestimmung mit Recht als gegeben 
erachtet. Es hat festgestellt, daß sich auf dem Rathaus­
vorplatz Parkplätze befinden, die nicht nur für Kraftwa­
genbenutzer gedacht sind, die das Rathaus aufsuchen, son­
dern von jedermann benutzt werden können« Des weiteren 
ist nach den getroffenen Feststellungen auch der Fuß­
gängerverkehr über den Rathausvorplatz nicht etwa durch 
entsprechende Bescjjxi(ierung auf <üe -Ei-a-fciiauslsesuGliez* be­
schränkt; der Rathausvorplatz steht vielmehr dem allge­
meinen Verkehr offen und wird auch tatsächlich unbe­
schränkt benutzt» Daraus hat das Landesarbeitsgericht zu 
Recht entnommen, daß der Rathausvorplatz dem öffent­
lichen Verkehr gewidmet ist» 4
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Der Unfall hat sich auch, obwohl er nach § 543 RVO 
als Arbeitsunfall gilt, außerhalb der eigentlichen Be­
ruf sauf gaben der Klägerin ereignet» Denn die Klägerin 
war erst auf dem Wege zum Bienst, aber noch nicht im 
Bienst.. Ihre Teilnahme am Verkehr war somit keine inner­
betriebliche Angelegenheit (vgl» BAG 3? .103: — A'P Nr» 3 zu- 
§ 1 GesSchadErsAnspr. Bienst- uuArbUnfall; BGHZ 3, 298 
Z"504,7f 8, 330 U/'JlJ) ° Bie Beklagte kann sich also nach 
dem Erweiterungsgesetz nicht auf den Haftungsausschluß 
des § 898 RVO berufen»
II» Eine Haftung der Beklagten ist aber, da das Er­
weiterungsgesetz keine selbständige Haftungsnorm ent­
hält, sondern nur ein die Ausschlußnormen der RVO be­
seitigendes Gesetz ist, nur gegeben, wenn sie sich aus 
irgendeiner anderen gesetzlichen Vorschrift herleiten 
läßt,

Als solche Vorschrift kommt, wie das Landesarbeits- 
gericht zutreffend angenommen hat, § 618 BGB nicht in Be­
tracht - Hach § 618 BGB ist der Arbeitgeber nur verpflich­
tet, Räume, Vorrichtungen und Gerätschaften, die er zur 
Verrichtung der Bienste zu stellen hat, so einzurich- 
ton und zu unterhalten, daß der Arbeitnehmer gegen Ge­
fahr für leben und Gesundheit möglichst geschützt ist»
Zu den Räumen im Sinne dieser Vorschrift gehört zwar der 
Rathauseingang selbst, aber nicht der Platz davor» Für 
die Sicherheit der Zugänge zu sorgen ist zwar eine aus 
der allgemeinen Fürsorgepflicht abzuleitende Aufgabe des 
Arbeitgebers. Erfüllt der Arbeitgeber aber diese Pflicht 
nicht und kommt der Arbeitnehmer dadurch zu Schaden, so 
greift § 898 RVO Platz und nicht das Erweiterungsge­
setz, weil es sich dann nicht um die verletzung einer 
dein allgemeinen Verkehr, sondern speziell dein Arbeit­
nehmer geschuldeten Sorgfalt handelt» § 823 Abs» 2 BGB 
in Verbindung mit der Streupflichtverordnung der Stadt 
H vom 15» Februar 1952 gibt ebenfalls keine
Grundlage für den Klageanspruch her» Benn nach dieser
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Verordnung ist erst in der Zeit von 8 Uhr morgens an zu 
streuen,.während der hier in Rede stehende Unfall bereits 
gegen 7,15 Uhr morgens geschehen ist»

Wohl aber kommt eine Haftung der Beklagten aus § 825 
/Is. 1 BGB in Betracht» Aus § 823 Abs» 1 BGB haftet der- 
jenige, der einen öffentlichen Verkehr auf seinem Platz 
oder Wege eröffnet, für Unfälle, die sich aus einem nicht 
ordnungsmässigen Zustand dieses Verkehrsweges ergeben haben... 
Auf Grund seiner allgemeinen Verkehrssicherungspflicht ist 
der Eigentümer gehalten, bei Glatteis mit abstumpfenden 
Mitteln zu streuen und zwar je nach Art und Wichtigkeit 
des Verkehrs unter Umstanden auch schon vor Beginn poli­
zeilich festgesetzter Streuzeiten (vgl» Geigel, Der Haft­
pflichtprozeß, 9» Auflo, 1957s S« 199'!»- • ...
Falls also auf dem Rathausvorplatz der Beklagten morgens 
zwischen 7 und 8 Uhr starker Fußgängerverkehr geherrscht 
hat, war die Beklagte auf Grund der ihr allgemein oblie­
genden Verkehresicherungspflicht gehalten, schon für die­
se Zeit den Platz mit abstumpfenden Mitteln zu bestreuen,,

Bas Landesarbeitsgericht hat hierzu festgestellt, daß 
der Uathausvorplatz in der Zeit von 7 Uhr bis 7,20 Uhr nur 
von wenigen Personen begangen wird» Zu dieser Feststellung 
ist es auf Grund der am 6« Oktober 1959 durchgeführten Au­
genscheinseinnahme gelangt, die ergeben hat, daß an diesem 
Page in der fraglichen Zeit nur fünf Personen den Rathaus­
platz benutzt haben, um den Weg zwischen zwei am Rathaus­
platz entlang führenden Straßen abzukürzen« Bas Landesar­
beitsgericht ist deshalb zu der Auffassung gekommen, daß 
bei einem so schwachen Verkehr eine Streupflicht der Be­
klagten außerhalb des in der Streuverordnung angegebenen 
Zeitraumes nicht bestehe«

Babei hat das Landesarbeitsgericht aber - wie die Ent- 
scheidungsgründe ergeben - nur diejenigen Personen gezählt, 
die den Rathausvorplatz zur Abkürzung der beiden an ihm ent­
lang führenden Straßen überquert haben; dagegen hat es die 
Bediensteten der beklagten Stadt, die auf ihrem Wege zur Ar­
beitsstelle den Rathausvorplatz benutzten, nicht berück­
sichtigt» Bas wird mit Recht von der Revision gerügt» 6
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.auch die städtischen Bediensteten benutzen auf dem We­
ge zu ihrer Arbeitsstätte den Rathausplatz - wie bereits dar- 
gelegt und wie auch das Landesarbeitsgericht angenommen hat - 
in ihrer Eigenschaft als Teilnehmer am allgemeinen Verkehr, 
Sie sind deshalb nicht anders zu behandeln als jeder sonsti­
ge Verkehrsteilnehmer; denn sie überqueren den Platz, weil 
er als dem Gemeingebrauch unterliegend und dem allgemeinen 
Verkehr gewidmet jedermann zu verkehrszwecken offensteht«
Bei der feststellung der für das Ausmaß und die zeitliche 
Begrenzung der Streupflicht zu beachtenden Verkehrsbedeu­
tung und Verkehrsstärke auf dem Rathausvorplatz sind daher 
auch die auf dem Wege zu ihrer Arbeitsstätte im Rathaus be­
findlichen Bediensteten der Beklagten mitzuzählen„ Das 
widerspricht nicht dem Grundgedanken des Erweiterungsge- 
setzeso Dieses will, wie die Präambel zum Ausdruck bringt, 
dem Arbeitnehmer die Rechte eines gewöhnlichen Verkehrs­
teilnehmers einräumenr Ea will ihn nicht besser, aber 
auch nicht schlechter stellen. Der Arbeitnehmer soll, das 
ist der Sinn und üweck des Erweiterungsgesetzes, genau 
die gleichen Rechte gegenüber seinem Arbeitgeber haben, 
wie er sie gegen jeden anderen den Verkehr gefährdenden 
Dritten hätte,, Wenn hier der Unfall nicht vor dem Rathaus, 
sondern vor dem einem Dritten gehörenden Nachbarhaus ge­
schehen wäre, so hätte dieser Nachbar, wenn schon nach 
7 Uhr morgens ein starker Verkehr zum.Rathaus durch die 
Eathausbediensteten einsetzt, eben auch schon kurz nach 
7 Uhr streuen müssen. Wenn der Rathausvorplatz nicht der 
Beklagten, sondern einem Dritten gehörte, würde auch die- 
sen Dritten die gleiche Verpflichtung treffen. Deshalb 
kann es wegen eines etwa vor der polizeilichen Streuzeit 
erforderlichen Streuens auf dem Rathausvorplatz nicht 
nur auf die dort vorübergehenden Betriebsfremden abge- 
stcllt werden, es müssen vielmehr alle zum allgemeinen 
Verkehr Gehörigen, und damit auch die Rathausangestell- 
ten, mitberücksichtigt werden.

Das hat das angefochtene Urteil verkannt, und es 
beruht auf diesem Rechtsfehler. Denn es ist möglich, daß
-  7 JLaw – Gesetze und Urteile
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das Landesarbeitsgericht bei Mitberücksichtigung der den 
Hathausvorplatz benutzenden städtischen Bediensteten zu 
einer anderen Beurteilung der Stärke des Verkehrs gekom­
men wäre und dann eine entsprechende Streupflicht der Be­
klagten bejaht hätte»

Deshalb muß die üache an das Berufungsgericht zurück­
verwiesen werden» Es wird nunmehr unter Umständen notwen­
dig sein, eine neue die kathausangesteilten raitberücksich- 
tigende Zählung der i'rühbenutzer des Rathausvorplatzes zu 
veranla ssen»/

Selbst wenn das Landesarbeitsgericht dann eine solche 
Stärke der Benutzung schon für 7»15 Uhr morgens feststellen 
sollte, daß es eine Streupflicht der Beklagten zu diesem 
beitpunkt bejaht, so wird es, um der Klage stattgeben zu 
können, noch zu prüfen haben, ob die Beklagte ihre Streu­
pflicht schuldhaft verletzt hat» In diesem Zusammenhang 
wird interessieren, wann der Dienst auf dem Rathaus be­
ginnt» Man wird von der Beklagten nicht verlangen können, 
daß sie mehr als l/4 Stunde vor Dienstbeginn mit dem Streuer 
fertig war, wenn erfahrungsgemäß der Hauptverkehr erst un­
mittelbar mit dem Zeitpunkt des Dienstes selbst, aber nicht 
schon längere Zeit zuvor einzusetzen pflegt» Für die Ver­
schuldensfrage wird es möglicherweise auch eine Rolle spie­
len, daß der von der Beklagten mit dem Streuen betraute 
Hausmeister nach der Darstellung der Beklagten hiermit be­
reits um 7 Uhr angefangen hat. Es wird zu erörtern sein, 
warum er nicht an der doch wohl gefährlichsten Stelle, näm­
lich am Eingang, mit dem Streuen begonnen hat»

gez, Schilgen Dr. Meier-Seherling
zugleich für den erkrankten 
Senatspräsidenten Dr »Müller

gez» Siebrecht Hense
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